Drucksache Nr.: 2003/FA/018-01

Erlauterung fiir die o6ffentliche Sitzung des Finanzausschusses
am 19.11.2003

Finanzplanung und Investitionsprogramm 2003 bis 2007

Finanzplan

Nach § 65 NLO i. V. m. § 90 NGO haben die Gemeinden ihrer Haus-
haltswirtschaft eine funfjahrige Finanzplanung zugrunde zu legen.
Das erste Planungsjahr ist das laufende Haushaltsjahr. Da der
Haushaltsplan fur das kommende Haushaltsjahr im laufenden Haus-
haltsjahr aufgestellt wird, stellt die Finanzplanung die Entwicklung
der Einnahmen und Ausgaben Uber das Haushaltsjahr hinaus fur drei
Jahre dar.

Die jeweils durch Erlass des Niedersachsischen Ministeriums fur In-
neres und Sport bekannt gegebenen Orientierungsdaten sind ver-
bindlich bei der Finanzplanung zu bericksichtigen. Diese Orientie-
rungsdaten geben den Landkreisen auch Hilfen bei der Aufstellung
des Haushalts- und Finanzplanes.

Mit dem Orientierungsdatenerlass vom 2. September 2003 werden
die Einnahmeschatzungen fur die Kommunen in den Jahren 2003 bis
2007 aus den Ergebnissen des Arbeitskreises ,Steuerschatzungen®
vom Mai diesen Jahres abgeleitet. Unberucksichtigt bleiben dabei die
teilweise erheblichen Auswirkungen der Gesetzentwurfe der Bundes-
regierung zum Vorziehen der dritten Stufe der Steuerreform, zur Re-
form der Gewerbesteuer, eines vierten Gesetzes fur moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt und eines Gesetzes zur Umsetzung der
Protokollerklarung der Bundesregierung zur Vermittlungsempfehlung
zum Steuervergunstigungsabbaugesetz.

Far die Einnahmen der Kommunen wird folgende Entwicklung prog-
nostiziert:

2003 12004 12005 2006 | 2007
Kommunale Steuer- v. H.
einnahmen
Gemeindeanteil Ein- +0,4 -0,7 -2,0 +6,5 +6,5
kommensteuer
Gemeindeanteil an 0 +2,2 +2,5 +3,0 +3,0
der Umsatzsteuer
Gewerbesteuer (Brut- 2,0 +4,8 +3,5 +5,5 +4,0
to)




Gewerbesteuer (Net- 9,3 +4,9 +3,0 +8,5
to)

+4,0

Grundsteuer Aund B 1,6 +1.,8 +2.0 +2.0

+2,0

Zahlungen des Lan-
des

Schlusselzuweisun- 17,3 +17,3 -0,5 +7,0
gen und Finanzhilfen
fir Investitionen

+5,0

Zuweisungen des +2,4 +1,0 +2,0 +2,0
ubertragenen Wir-
kungskreises

+2.0

Vor dem Hintergrund der gesamtstaatlichen Verpflichtung zur Einhal-
tung der Defizitkriterien aus dem Maastricht-Vertrag und zur Errei-
chung der Ziele des Europaischen Stabilitats- und Wachstumspaktes
haben sich Bund und Lander am 21.03.2002 auf einen nationalen
Stabilitatspakt verstandigt. Danach haben die Kommunen den An-
stieg ihrer Ausgaben auf durchschnittlich 1 v. H. im Jahr zu begren-
zen.

Die vorliegende Finanzplanung ubernimmt aus dem Orientierungsda-
tenerlass die vorgegebenen Veranderungsquoten. Gleichzeitig sind
bereits erkennbare Sonderentwicklungen eingeflossen.

Bei der Bemessung der Kreisumlage ist vom Fortbestehen der aktu-
ellen Hebesatze von 53 v. H. nach Steuerkraftzahlen und 47 v. H.
der gemeindlichen Schlusselzuweisungen ausgegangen worden.




Investitionsprogramm

Die unzureichende Finanzausstattung des Landkreises Nien-
burg/Weser lasst auch in den Jahren bis 2007 Investitionen und In-
vestitionsforderungsmal3nahmen in sehr begrenztem Umfang zu.

Die Ansatze von investiven Ausgaben in den Haushalten der einzel-
nen allgemeinbildenden Schulen lassen sich nur in der Summe be-
werten. Hier wird vom Schulamt und dem Schulausschuss im Rah-
men der jahrlichen konkreten Haushaltsplanung Uber den Einsatz
von Mitteln entschieden. Als Folge der Schulreform wird in den
kommenden Jahren mit einem erhéhten Bedarf an baulichen Erwei-
terungen gerechnet. Vorsorglich wurden in das Investitionsprogramm
fur Erweiterungsbauten an Schulen ab dem Jahr 2005 jahrlich 1,2
Mio. Euro eingesetzt.

Der Kreistag hat die Beitragspflicht zur Kreisschulbaukasse mit einer
jahrlichen Gesamtumlagesumme von 1.022.600 EURO bis Ende
2005 festgelegt. Es wird auch in Zukunft nicht zu vermeiden sein,
dass im Einzelfall anerkannte Schulbauvorhaben, vom jeweiligen
Schultrager vorfinanziert werden missen, ehe die zinslosen Schul-
baudarlehen bereitgestellt werden kdonnen.

Die berilcksichtigten Baumalinahmen an Kreisstraflten sind Vorha-
ben, deren Forderungsfahigkeit zum grofiten Teil vom Land bereits
anerkannt ist. Die Umsetzung setzt flr jedes Vorhaben die Bereitstel-
lung von GVFG-Mitteln, eine gelungene planungsrechtliche Absiche-
rung und eine stoérungsfreie technische Abwicklung voraus. Es wird
weiterhin davon ausgegangen, dass jahrlich Investitionen in Hohe
von rd. 2 Mio. Euro erforderlich sein werden.

Beschlussvorschlag:

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Kreisausschuss und dem Kreis-
tag, den Finanzplan und das Investitionsprogramm fur das Haus-
haltsjahr 2004 zu beschliefl3en.

Anlagen:

Finanzplan und Investitionsprogramm



	Gremium
	Sitzungstext
	Datum
	Beschluß
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Beschlußvorschlag
	Anlage

